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14. Bekanntmachung: 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat am 14.02.1996 die Ge¬ 
nehmigung des Bebauungsplanes ortsüblich bekanntge¬ 
macht . 

Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 27.01.1996 
wird ab dem 15.02.1996 zu jedermanns Einsicht im 
Stadtbauamt Mühldorf a. Inn, Huterergasse 2, Zimmer N 
101, 1.Stock bereitgehalten und über den Inhalt während 
der allgemeinen Dienstzeiten auf Verlangen Auskunft 
gegeben. 

Der Bebauungsplan ist gern. § 12 BauGB rechtsverbind¬ 
lich . 



11. Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom 29.05.1995 - 
30.06.1995 öffentlich ausgelegt. Die Träger öffentli¬ 
cher Belange wurden bis zum 04.07.1995 beteiligt. 

12. Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluß des Stadtra¬ 
tes vom 28.09.1995 Nr. 188 den Bebauungsplan i.d.F. vom 
05.09.1995 als Satzung beschlossen. 

13. Genehmigungsverfahren 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn hat den Bebauungsplan 
mit Bescheid vom 22.01.1996 Nr. 61-610/2 Sg. 35/4 st 
mit den Auflagen des Bescheides vom 28.11.1991 Az. 
61-610/2 Sg. 35/4 me in der Fassung vom 05.09.1995 
genehmigt. 

Mühldorf a. Inn, ... 2.5. .06,96 • • 

Erich Rambold 
Landrat 
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8. Die wiederholte Öffentliche Auslegung wurde in der Zeit 
vom 13.09.1993 - 14.10.1993 durchgeführt. Die Träger 
öffentlicher Belange wurden bis zum 18.10.1993 betei¬ 
ligt . 

Mühldorf a. Inn, 06.03.1996 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

9. Die wiederholte öffentliche Auslegung wurde in der Zeit 
vom 14.12.1994 - 16.01.1995 durchgeführt. Die Träger 
öffentlicher Belange wurden im gleichen Zeitraum betei¬ 
ligt . 

10. Satzung 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluß des Stadtra¬ 
tes vom 23.02.1995 den Bebauungsplan i.d.F. vom 
05.07.1994 gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 



4. Der Bebauungsplan wurde mit Beschluß des Stadtrates vom 
11.07.91 Nr. 179 i.d.F. v. 11.10.90 als Satzung beschlossen. 

5. Der Bebauungsplan i.d.F. v. 11.10.90 wurde mit Bescheid des 
Landratsamtes vom 28.11.91 Az. 61-610/2 Sg. 35/4 mit Auf¬ 
lagen genehmigt. 

Mühldorf a. Inn 25. 06.96 

6. Die vorgezogene Bürgerbeteiligung wurde vom 29.12.92-01.02.93 
durchgeführt. Die Träger öffentlicher Belange wurden bis zum 
02.02.93 beteiligt. 

d Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

7. Die öffentliche Auslegung wurde vom 10.05.93- 11.06.93 durch¬ 
geführt. Die Träger öffentlicher Belange wurden bis zum 
14.05.93 beteiligt. 
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Verfahrensvermerke 

Aufstellung des Bebauungsplanes 
zwischen Büchner,- Lorenz-Strobl- und 

Äußere Neumarkter Straße 

1. Die vorgezogene Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
wurde bis zum 20.08.90 durchgeführt. 

2. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB wurde bis zum 04.09.90 durchgeführt 

3. Die wiederholte öffentliche Auslegung wurde in der Zeit 
vom 29.05.91-13.06.91 durchgeführt. Die Träger öffentlicher 
Belange wurden bis zum 19.06.91 beteiligt. 
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Bauleitplanung; 
Aufstellung des Bebauungsplanes für das Baugebiet zwischen 
"Büchner-, Lorenz-Strobl- und Äussere Neumarkter Straße" der 
Stadt Mühldorf a. Inn 
hier: Genehmigungsverfahren 

Anlagen: 1 Bebauungsplan mit Textteil 
i.d.F. vom 05.09.1995 

1 Begründung i.d.F. vom 04.04.1995 
2 Verfahrensordner 
1 Empfangsbestätigung 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

Bescheid: 

Der am 28.09.1995 als Satzung beschlossene Bebauungsplan "Bau¬ 
gebiet zwischen Büchner-, Lorenz-Strobl- und Äussere Neumarkter 
Straße" (Planfassung vom 18.07.1990, zuletzt geändert am 
05.09.1995) verletzt keine Rechtsvorschriften. Die Genehmigung 
wird unter Beachtung des folgenden Hinweises erteilt. 

Hinweis: 

Die Auflagen des Genehmigungsbescheides vom 28.11.1991 des 
Landratsamtes Mühldorf a. Inn, Az.: 61-610/2 Sg. 35/4 me sind 
weiterhin zu beachten. 



Gründe: 

Der Bebauungsplan für das Baugebiet zwischen Büchner-, Lorenz- 
Strobl- und Äussere Neumarkter Straße dient der Deckung eines 
dringenden Wohnbedarfs der Bevölkerung. Er entspricht nicht 
der Darstellung des genehmigten Flächennutzungsplanes der Stadt 
Mühldorf a. Inn (genehmigt am 29.03.1978 durch die Regierung von 
Oberbayern). 

Eine geordnete städtebauliche Entwicklung der Stadt Mühldorf a. 
Inn wird durch den Bebauungsplan nicht beeinträchtigt. 

Zuständig für die Erteilung der Genehmigung ist das Landratsamt 
Mühldorf a. Inn (§ 11 Abs. 1, § 203 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 
3 ZustVBau). Die Genehmigung wird gemäß § 1 Abs. 2 BauGB-Maßnah- 
menG erteilt. 

Bereits mit Bescheid des Landratsamtes Mühldorf a. Inn vom 
28.11.1991 wurde unter Beachtung von Auflagen die Genehmigung 
des Bebauungsplanes erteilt. Die Auflagen sind noch nicht 
erfüllt. 

Bei den weiteren durchgeführten Änderungen wurden weder mate¬ 
riellrechtliche noch verfahrensrechtliche Fehler festgestellt. 

Die Verfahrenvermerke sind noch auszufüllen und urkundenmäßig 
(Siegel) zu sichern. 

Danach darf das Verfahren mit der Bekanntmachung nach § 12 BauGB 
abgeschlossen werden. In der Bekanntmachung ist ein Hinweis auf 
§ 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 und Abs. 4 (vgl. § 44 Abs. 5 BauGB) 
sowie ein Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB 
(siehe § 215 Abs. 2 BauGB) aufzunehmen. Ferner ist anzugeben, 
wo der Bebauungsplan eingesehen werden kann. Nach der Bekannt¬ 
machung wird das Landratsamt Mühldorf a. Inn den Anzeigevermerk 
anbringen. Dazu sind vier Bebauungsplan-Ausfertigungen mit 
Begründung und die Bekanntmachung vorzulegen. 

Der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe (Zustellung) Widerspruch erhoben 

werden. Fällt der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder Leistungsorte 

staatlich anerkannten allgemeinen Feiertag oder einen Samstag, so tritt nach § 193 BGB an die Stelle 

eines solchen Tages der nächste Werktag. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem 

unterfertigten Landratsamt in 84453 Mühldorf a. Inn einzulegen. 

Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung von Oberbayern, Maximi1i- 

anstr. 39, 80538 München, eingelegt wird. 

Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden 

werden, so kann Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht in 80335 München, Bayerstraße 30, schriftlich 

oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
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Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, 

außer wenn wegen besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 

Die Klage muß den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern oder die Behörde - Träger der Ausgangsbehörde 

-) und den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 

dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 

in Abschrift bei gefügt werden. 

Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 4 Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

I. A. 

gez . 

Hoch 

Reg.-Rat z.A. 

in Abdruck an: 

Sachgebiet 36/1 
Herrn Schneider 
im Hause 
mit 1 Bebauungsplan mit Begründung 

i.d.F. vom 05.09.1995 

mit der Bitte um Kenntnisnahme 



STADT hOHLDORF / IHN 
LANDKREIS HOHLDORF / INN 

AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

für das 

BAUGEBIET zwischen BÜCHNER-, LOREN2-STROBL- und ÄUSSERE NEUHARKTER STR. 

Hl: 1000 

Der Bebauungsplan unfaßt folgende Flur Huitern: 
452, 454. 45? (Teilbereich ohne Hofstelle), 464 

464'/ 7, 464/8 

413 (Teilbereich) 
(nördlicher Teilbereich) 

Die Stadt Höhldorf erläßt aufsrund des J 10,.»« V«W"'|unj| .U de« »I 1, 
2 3 8 und 9 des Baugesetzbuches (Bau6B), derart.: 71 Abs.i3, A/t.;5, 6, 
9*und 10 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und der Art. 23 der Gejein- 
deordnung für den Freistaat Bayern (60) diesesn Bebauungsplan als 

S A T 2 U N 6 

Planverfasser: 

Vorentwurf: 

Klaus Seidel 
Architekt, Dipl. Ing (FH) 
Münchener Str. 77 
8260 Hühldorf 
Tel. 08631 / 5011 
FAX 08631 / 13417 

25.06.90 

Entwurf: 18.07.90 

geändert: 20.09.90 

geändert: 11.10.90 

19.11.1992 

25.011*93 

22.07.93 

12.04.94 
05.07.94 

(n n 04.04.95 
Vj- V\ü; 

Planfassung" v.05.08.95 
Änd. lt. Bescheid des LRA vom 28.11.91 und 22.01.96 
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A . FESTSE TZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 
UHtMIMIMUMMMMMMtUUMtMt 

l. ART DER 8AULICHEN NUTZUNG 

,, WA Allgeaeines Wohngebiet 

7. HASS DER BAULICHEN NUT2UNG 

2.1 6RZ 

2.2 GFZ 

2.3 Z.B. II 

2.4 entfällt 

2.6 z.l II+D 

ßrundflächenzahl (siehe B.2) 

ßeschoßflächenzahl (siehe B.2) 

Vollgeschoße als Höchstgrenze 

Vollgeschoße als Mindest- u. Höchstgrenze 

2 Vollgeschoße zwingend, Dachausbau aöglich, 
jedoch nicht als Vollgeschoß. 

2 Vollgeschoße, _ 
Dachgeschoß als Vollgeschoß aöglich 

3. BAULINIEN, BAUGRENZEN 

3.1 entfällt Baulinie 

3.2 —--—Baugrenze 

FLÄCHEN FOR GEMEIKBEDaRF 

5. OBERÖRTLICHE VERKEHRSTLÄCHEN 

ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHEN 

6.1 entfällt Fahrbahn (öffentl. Verkehrsfläche) 
iit Straßenbegrenzungslinie 

Verkehrsberuhigter Bereich, 
Wohnstraße, ia Sinne der StVO 
(enge Schraffur als Aufpflasterung) 

6.2 
V 
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<§> *■’ VMZZZL 
unwiderruflich gewidmete 
Eigentueerwege »it wasserdurchlässiger Ober¬ 
fläche aus Platten oder Pflaster. 
Kein GuGbeton, kein Asphalt. 

6.4 FuGweg 

6.5 09 öffentliche Parkplätze für PKW 

6.6 Verkehrsgrünflache, StraGenbegleitgrün 
(Flächen «it Finfriedungsverbot) 

6.7 

7. 

Sichtdreieck 

FLÄCHEN FOR VER- UND ENTSORGUNGSANLAGEN 

7.1 

7.2 

€ 
-M- 

Trafostation 

Müll (Ge«einschaftssasaelplätze) 

HAUPTVERS0R6UNGS- UND HAUPTAß WASSERLEITUN6EN 

9. 6R0NFLÄCHEN 

9.1 Grünflächen - öffentlich 

9.2 Grünflächen - privat 

10. WASSERFLÄCHEN 

11. FLÄCHEN FOR AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRA8UN6EN 

11.1 Straßenböschung, Aufschüttung 

11.2 Läraschutzwall, öffentlich. 
Höhe 3,5« über OK Neu«arkter Str. einschl. 
ca. 1,2 a Schallschutzwand. 
Böschungswinkel u. Kronenverlauf sind zu 
•odeliieren. 



FLÄCHEN FÜR LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 
12 

13 PFLANZ LNG LND EINFRIEDUNG 

13.1 
13.2 

entfallt 

(DO 
Bäume zu erhalten 
Bäume - Neupflanzung bodenständiger 
Art Pflanzgebot (BauGB §9 Abs.lNr.25) 

0 
Hausbaum straßenseitig - boden¬ 
ständiger Laubbaum als Pflanzgebot. 

13.4 Bepflanzungsvorschlag im Sinne 
B 6.2 

14 STADTERHALT LNG UND DENKMALSCHUTZ 

15 SONSTIGE PLANZEICHEN 

15 Umgrenzung für Garagen (Ga) 

entfällt Gemeinschaftsgaragen (GGa) 

ST Stellplätze (St) 

TG Tiefgarage (TG) 

Die Tiefgaragen sind mit einer Erd¬ 
schicht von mindestens 0.80m gemmessen 
ab Tiefgaragendeckenoberkante zu 
überdecken. 

15.2 

15.3 entfällt 

15 4 »'■■■fc'’«* 

15.5 entfällt 

15.4 -ho-T 

Zu- und Ausfahrten 

Höhenknoten über N.N. 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 

Grenze unterschiedlicher Nutzung 

Maßangabe in Metern 
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B. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

1.1 Das Bauland ist nach I 4 BauNV festgesetz als: 

- Allgeieines Wohngebiet - 

HASS DER BAULICHEN NUT2UHG 

6rundflächenzahl, 6eschoßflachen zahl 

2.1.1 I+O 

2.1.2 II 

2.1.3 

GRZ (! 19 BauNV) tax. 0,4 
GFZ (§ 20 BauNV) tax. 0,5 

GRZ (I 19 BauNV) tax. 0,4 
GFZ (I 20 BauNV) tax. 0,8 

GRZ (I -19 BauNV) tax. 0,4 
GFZ (I 20 BauNV) '.tax.. 0,8 

2 Vollgeschoße ♦ Dachgeschoß 
Das Dachgeschoß ist nach Art. 48 BayBO und f 14 DVBayBO 
auszuführen und nicht als Vollgeschoß nach Art. 2, Abs. 4 BayBO. 
Die Anrechnung der 6escho8flache erfolgt nach I 20 Abs. 2 BauNV. 

2.1.4 II+D 
für Parzelle 1 

GRZ (I 19 BauNV) «ax. 0,4 
GFZ (I 20 BauNV) «ax. 1,0 

2 Vollgeschoße ♦ Dachgeschoß 
Das Dachgeschoß kann als Vollgeschoß nach Art. 2 Abs. 4 BayBO 

ausgeführt werden. 

2.2 Hindestgrößen der Baugrundstücke: 
500 a2 für Einzelhäuser 
300 §2 für Doppelhäuser und Reiheneckhauser 
200 «2 für Reihentittelhauser 

2.3 Wohngebäude it WA dürfen nur als Einzel-, Doppel-, Reihen¬ 
oder Mehrfamilienhäuser ausgeführt werden. 

2 4 Untergeordnete Nebenanlagen nach I 14. Abs. 1 BauNVO sind i> 
Raheen des § 23 Abs. 5 BauNVO auf den nicht öberbaubaren Grund¬ 
stücksflächen allgemein zulässig. 

2 5 Eine Überschreitung der Baulinien und Baugrenzen in geringfügigei 
Auseaß (z.B für Erker, Baikone etc.) ist getäß I 23 Abs. 2 und 3 

BauNVO zulässig. 
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Die Parzellen 82 und 83 können erst bebaut Herden, wenn die Tier 
ha 1 tur»9 auf Fl. Nr. 454 (Anwesen Büchner) eingestellt oder auf 
20 6V£ (Rinder) reduziert wurde. 

3.0.0 BAULICHE GESTALTUNG 

3.0 ALLGEMEINES 

3.0.1 Haupt- und Nebengebäude sind als gestalterische Einheit auszu 
bilden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Dachfora, der 
verwendeten Materialien sowie der Farbgestaltung der Geblude. 

3 0 2 Die Baukörper sind so zu gestalten, daß ein ruhiger und ge¬ 
schlossener Eindruck entsteht. Loggien, eingeschnittene^ 
Balkon'e sowie unruhige Baukörpergliederungen sind unzulässig. 

3.0.3 

3.0.4 

Bei« Hutus- und ßodenabtrag ist sorgflltigst auf evtl.ge¬ 
schichtliche Funde zu achten. Auf die Anzeigepflicht nach 
Art. 8 DSch6 wird hingewiesen. • . ... 

Schallschutzaaßnahaen sind bei Parzelle 56 an der Südost- 
Fassade in Fora von Fenstern ait schalldaaaender Lüftungs¬ 
einrichtung oder Wintergarten'für Hohn- und Schlafrluee 
auszubilden. Ia Dachgeschoß ist für Hohn- und Schlafraufe 
an der Sudost- Fassade, sofern die Rluae nicht über ein 
weiteres Fenster über die Nordost- oder Südwest- Fassade 
belüftet werden können, Fenster ait schalldäaaender Lüftungs- 

einrichtung einzubauen. 

3.1. BAUKÖRPER 

3.1.1 Der Grundriß des Hauptbaues agß die Fora eines länglichen 
* Rechteckes aufweisen. (Seitenverhältnis ain. 7:5) 

B Bei Reihenhaus- und Mehrfamilienhausbebauung ist 
eine max. Gebäudetiefe von 11 m. für den Hauptbau¬ 
körper zulässig . . 

3 1 2 Die Oberkante des Erdgeschoß-Fertigfußbodens darf nicht sehr als 
*• o,15 ß über der Oberkante der fertigen, das Baugrundstück er¬ 

schließenden Straße, gemessen aa Straßen-bzw. Gehsteigrand, 
liegen. Die Straßen werden auf Höhe des natürlichen Geländes 

ausgebaut. : * 

* « • 

i 3 Ein konstruktiver Kniesfock (OK Fußboden) bis Schnittpunkt Wand 
’ ‘ außen mit OK Dochfiöche) darf bei sonstigen Gebäuden 0/ m 

nicht überschreiten. Die max. Wandhöhe bleibt vorrangig. Für 
die Porz. 2, 3, 37 und 38 wird eine Firsthöhe von max. 9 m fest¬ 
gelegt. 
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3.1.4 Haxiaale Wandhöhen der Traufwände: 
(gemessen von OK Fußboden ES) 

II - 6,0*. 11*0 ' 6,25•, Ga - 2,8* 

3.1.5 Doppelhäuser und Reihenhäuser dürfen nicht versetzt sein, wenn 
nicht ausdrücklich gestattet. 

3.1.6 Gebäude die an der Grenze zusaaaengebaut werden, sind trauf-, 
first- und gestaltungsgleich auszubilden. Das ersteingereichte 
Bauvorhaben hat Vorrang. 

3.1.7 Nebenanlagen (z.B. Trafohäuschen o.ä.) sind in Fort, Farbe, 
Material.und Dachart den übrigen Gebäuden anzupassen. 

3.1.8 Hülltonnenboxen aus Sicht- u. Waschbeton sind unzulässig. 
Hülltonnenabstellplätze sind ait den Außenanlagen unauffällig zu 

gestalten. 
Bei den Eigentüaerwegen ait Wendeplätzen nur für PKW sind an 
den Einsendungen zu den Wohnstraßen geaeinschaftliche Hü 11 - 
saeaelplätze geplant. 

3.2 

3.2.1 

DACHFLÄCHEN 

Es sind nur Satteldächer zugelassen. 
Die Dachflächen sind rechteckig auszubilden. Der Dachfirst auß 
in Längsrichtung und aittig der Gebäude verlaufen. 

Ungleiche Neigungswinkel der beiden Dachfl. sind unzulässig. 

3.2.1 Dachneigung von■Satteldächern Hauptgebäude: 30 - 35 6rad 
Dachneigung von Nebengebäuden : 25-30 6rad 

Bei angebauten Garagen ait einer Breite über 4,0 a und ia Falle, 
daß ein Absetzen der Dachfläche 2ua Hauptdach nicht löglich ist, 
auß die Firstrichtung senkrecht zua Hauptkörper verlaufen. 

Anbauten wie Garagen und Freisitze etc. sind durch Absetzen der 
Dachfläche voa Hauptgebäude deutlich zu trennen. (Hindestabstand 
zwischen Hauptdach und abgeschlepptea Dach = 1,0 a) 

3.2.2 •Dachüberstande: 
' aa 6iebel aax. 0,30 a, an der Traufe aax. 0,50 a. 

Größere Oberstände sind nur in Verbindung ait Baikonen und Frei- 
. sitzen zugelassen. 

3.2.3 Dacheinschnitte sind nicht zugelassen 

3.2.4 Dachgauben sind nur als stehende ßiebelgauben bei Dachneigungen 
ab 30 Grad zulässig. Die Suaae der Gauben flächen darf 1/10 der 
jeweiligen Dachflächenseite (abzügl. evtl. Zwerchhäuser) nicht 
überschreiten. Die Ansichtsfläche der einzelnen 6auben darf 
1,5 a2 nicht überschreiten. 
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1...« tsIm“"’, 

t ’ ... eirhthare Rundfunk- und Fernsehantennen sind nur dann 

»■*■* :£lftn7Ä ««*«■*... die *«..«- 
antennen gleichwertig und zueutbar ersetzt. 

, , . solar Anlagen (Sonnenkollektoren) sind zulässig, wenn sie i« Ein 
klang eit der Gestaltung des Gebäudes stehen. 

3 2 8 taeine dürfen nicht an Außenwänden liegen und eüssen so ange- 

3 ordnet sein. da8 sie in Firstnahe austreten. 

3.3 FASSADENGESTALTUN6 

3.3.0 

3.3.1 

„i 

3.3.2 

3.3.3 

Fenster- u. Türöffnungen eüssen zu einer ausgewogenen Fassaden- 

Gliederung beitragen. 

«•pnster und Türen sind als stehende Rechtecke auszubilden. 
Flächen über 1.2 .2 sind durch Sprossen oder Raheen har.omsch 

^lo ün).er9ll.eder«.5^;^^^v^^^r--:.f • 

Fenster- und Türöffnungen, die nicht durch Balkonbrüstungen ver¬ 
deckt sind dürfen nur in der «eise eiteinander verbunden,-erden, 

dae sie zusa.een ein einheitliches Rechteck bilden 
Viele verschiedene Fensterfor.ate sind zu vereeiden. 

Wandverkleidungen aus tera.ik-, tunst-, Naturstein- oder 
CicerTPipftt“ Platten o.i. sind nicht zugelassen: 
Zulässige Sichtblenden sowie Pergolen dürfen nur in Holz oder 

Mauerwerk ausgeführt werden. 

«. ir, un 1t— oder Stahl-/ 6laskonstruktion auszu- 

führen0 Obereckbalkone sind nur dann zulässig, wenn sie «laufend 

sind und keine Gebäudeeinschnitt« erfolgen. 

Bei Gebäuden ab 2 Vollgeschosse plus 0 sind ! 
Zwerchhäuser in transparenter Bauweise (ohne mas¬ 

siver Seiten- und Brüstungstelle) bis max. 3,5 
Ansichtsbreite zulässig. Die Summe der Zwer 
haus-Ansichtsbreiten wird mit max. 25 * der __ 

Fassadenlange begrenzt. 

3.4 6AUST0FFE UHO FARBEN 

3.3.4 

3.4.1 
Material für die Fassade sind zugelassen: . Als Material iu» . helle bis «ittlere fone 

Verputztes Mauerwerk . , 
(ruhige Oberflächenstruktur, kein Zierputz) , T- 

Hatur-HolzVerkleidungr(senkrecht)er ^ ^,%,^‘esUitung 

zur Fassade sind nicht zugelassen. 
i 
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3.4.2 Dacheindeckung: Dachziegel, rot 

4. GARA6EN 

4.1 Für jede Wohneinheit ist «in. 1 Stellplatz bzw. eine 6arage 
auf dea Grundstück zu errichten. 

4 2 Die Garagen dürfen nur auf den hierfür bezeichneten Flächen 
errichtet werden. Ausnahmen innerhalb der Baugrenzen können 

zugelassen werden. 

4 3 6aragen Bussen ait ihrer Einfahrtsseite lind. 5,0 a von der 
Straßenbegrenzungslinie entfernt sein.(Ausnahae Elgentüaerwege) 
Bei «ehr als 7,0 a Abstand dürfen die Zufahrtsbreiten an der 
der Straßenbegrenzungslinie nicht «ehr als 3,0 a betragen. 

4 4 ßaragen, die an der Grundstücksgrenze zusaeiengebaut werden, 
sind trauf-, first- und gestaltungsgleich auszubilden. 
Die er steingereichte 6arage hat Yorrang. 

„'V; i* .i« 

5. EINFRIEDUNGEN 

Zulässig sind nur Holzzäune ait senkrechten Latten (Staketenzaun) 

vor den Stützen durchlaufend. 
Sockel dürfen höchstens 0,15 a hoch sein. . 
Kurze geputzte Mauerstücke ia Einfahrtsbereich sind zulässig. 
Gesaathöhe: aax. 1,0 a über Straßenoberkante; 
Zwischen den Grundstücken sind Haschendrahtzäune bis 1,0 a 

■it Hinterpflanzung zulässig. . ' 
Die Einzäunung von Vorgärten bei Reihenhäusern ist nicht zulässig 

Sichtdreiecke sind von baulichen Anlagen und von Anpflanzungen 
•it einer Höhe von «ehr als 0,80 a über OK Straßenaitte frei- . 
zuhalten. Zulässig sind dort hochstäaaige Bäuae ait einea 

Kronenansatz über 2,00 a. 

6. 6R0NORDNUN6 

6.1 Die ia Bebauungsplan als Bestand dargestellten Bäuae sind 

zu erhalten. 



Die unbebauten Flächen einschi. der Vorgärten sind gärtnerisch zu 

gestalten. 

Für die ait Planzeichen Ziffer 13.4 zu pflanzenden Bäuae sind 
unter Einhaltung der festgesetzten Anzahl geringfügige Abweich¬ 
ungen in der räumlichen Anordnung zulässig. 
Darüber hinaus sind pro 200 qt Grundstücksfläche *ind. ein 
hochwüchsiger Laubbau* bodenständiger Art (einschi, Obstbäu*en) 
ait einer Mindesthöhe von 2,5 a zu pflanzen und zu unterhalten. 
(Grenzabstände von Bäuaen u. Sträuchern - Art. 47 Ausführungs¬ 
gesetz BGB v. 20.07.82 ist zu beachten) 
Für aind. 20X der Pflanzfläche ist eine Unterpflanzung ait 
Ziergehölzen, blühenden Büschen bzw. Bodendeckern auszuführen. 

Nadelgehölze ait einer Endhöhe über 2,0 • sind nicht zugelassen. 
Der Anteil der Nadelgehölze darf 10X aa Anteil der Pflanzen nicht 

überschreiten. 
la Vorgartenbereich sind Nadelgehölze nicht zugelassen. 

7.0 BEFESTIGTE FLÄCHEN, ENTWÄSSERUNG 
— ~~— — — — ~ ~ — — — — — — - — — > 

■>'. c. *,.*• v •;* '• \V;* -f-.?.''*- ■£>;'- J**~’*; / • 
7.1 Parkflächen, Stellplätze, 6rundstückseinfahrten, Fußwege usw^ 

sind überwiegend durchlässig zu gestalten (Pflaster- huaus- oder 
rasenverfugt, Rasengittersteine, Schotterrasen, wasserverfestigte 
liesflachen). Die Beläge sind,^zwecks einheitlicher Gestaltung, 
■it de* Stadtbauaat abzusprechen. 

7.2 Unverschautztes Niederschlagswasser (Dach- und Hofflächen) ist, 
soweit die Untergrundverhältnisse es erlauben, zu versickern. 

Verunreinigtes Niederschlagswasser (Straßen und befestigte 
Parkplätze) ist in die zentrale Kanalisation abzuleiten und 
entsprechend den anerkannten Tiegeln der Technik auszureinigen. 

7 3 Uagang ait wassergefährdenden Stoffen. 
Anlagen zu« Lagern, Uaschlagen, Abfüllen, Herstellen, Behandeln 
und Verwenden wassergefährdender Stoffe aussen so beschaffen 
sein und so eingebaut, aufgestellt, unterhalten und betrieben 
werden, daß eine Verunreinigung von Grundwasser oder Oberflächen¬ 

gewässern .nicht zu besorgen ist. . 

Anlagen zur Lagerung und zu* Transport wassergefährdender Stoffe 
aussen angezeigt werden, entsprechend Art. 37 BayW6. 

7.2 Aufschüttungen, Abgrabuhgen, sowie die Veränderung der natür¬ 
lichen Geländeoberfläche sind nicht zugelassen. 

Die Erschließungsstraßen für das Baugebiet sind- ohne weitere 
Höhenversetzung- an die vorhandenen Straßenhöhen ait gleich- 
•äßige« Gefälleausgleich anzuschließen. 

7.3 
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8.0 1 m m lsslonsschutz 

8.1 Oie Türöffnungs- und SchlieQvorrlchtungen der Tiefgarage 

die Fahrzeuge zum öffnen des Tores ln den unteren 6 m 

ko m men. 

sind so anzubringen, daQ 

der Rampe zum Stehen 

8.2 Die Tiefgaragenabluft (Entlüftung) ist über Oach des Gebäudes zu fuhren 

Archäologische Bodenfunde, die bei den Bauarbeiten zu Tage treten,unterliegen 
der gesetzlichen Meldepflicht. 
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c. HINWEISE 

03. 

04. 

05. 

06. 
rrrmTD 
iiiiiiiiiiiiiii 

08. 

09. W 

6rundstücksgrenzen - bestehend 

Grundstücksgrenzen - aufzuheben 

Vorschlag zur Teilung der Grundstücke 

Hauptgebäude - bestehend 

Hebengebäude - bestehend 

vorgeschlagene Bebauung 

Gebaudeabbruch •>'; 

ParzellennuBaer 

FlurstücksnuBier 

10. KARTEHGRU.NDIA6E 

Amtliches ratasterblatt H 1:1000 
Nr.: NO VI - 31-2 und 3 
Veriessungsaat Hühldorf a. Inn, Stand: 1990 
Ergänzung des Baubestandes erfolgt durch den Planverfasser 

Die Haßentnahae aus de« Plan ist nur bedingt »öglich. 
Für die Maßhaitigkeit wird keine Gewähr übernoaaen. 
Bei der Veraessung sind etwaige Differenzen auszugleichen. 
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BEGRÜNDUNG ZUM BEBAUNGSPLAN 

für das 

BAUGEBIET zwischen BÜCHNER-, LORENZ-STROBL- und ÄUSSERE NAUHARKTER STR. 

A. PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN 
*************************************** 

1. Der Bebauungsplan wird parallel 2ua Flächennutzungsplan aufge¬ 
stellt, weil folgende dringende Grunde es erfordern: 

1.1 Durchführung des Hauptsaaalers voa Gewerbegebiet, 
1.2 dringender Wohnbedarf der Bevölkerung. 

2. Hit diesei Bebauungsplan soll die Rechtsgrundlage und die städte¬ 
bauliche Ordnung für den ia Plan begrenzten Geltungsbereich ge¬ 

schaffen werden. 

B GRÖSSE, LAGE, BESCHAFFENHEIT DES GRUNDSTOCKES 
************************************************** 

1. Grundstücksgröße: 5, 060 ha 

•it folgenden Flur Nuaaern: 413 (Teilbereich) 
452, 454, 459 (Teilbereich ohne Hofstelle), 464 nördl. Teilbereich, 

464/7, 464/8 . 

2. Das Gebiet liegt ca. 2500 a.nördlich des Ortskernes von Hühldorf. 

Es wird ia Norden begrenzt von der Bebauung südl. der Buchnerstr., 
südöstlich von der Äußeren Neuaarkter Str., südlich von landwirt¬ 
schaftlich genutzten Flächen und ia Osten von der Hösslinger Str. 

Der 6rund wurde bisher landwirtschaftlich genutzt. Altlasten sind 

der Stadt nicht bekannt. 

3. Entfernung des Baugebietes zu folgenden Einrichtungen: 

3.1 Bahnhof 1 500 a 
3.2 Oenibushaltesteile 300 a 
3.3 Kirche 500 a 
3.4 Volksschule 2 000 a 
3.5 Versorgungsläden 800 a 

4. Das Gelände ist eben und stellt ein unregelaäßiges Vieleck dar. 
Es liegt ca. 1.0 a tiefer wie die Hößlinger- und die Äußere 

Neuaarkter Straße. 



2 

Das Grundwasser liegt mehr als 8,0 ■ unter Gelände. 

Der Soden besteht aus einer Humusschicht und Kiesboden. 2ur Her¬ 
stellung eines tragfähigen und sicheren Baugrundes sind keine 
besonderen Maßnahmen notwendig. 

5. Bis auf Parzelle 1 ist das Gelände unbebaut. Die bestehenden 
Gebäude auf Parzelle 1 werden abgebrochen. 

Es ist kein Baumbestand vorhanden. 

C. GEPLANTE BAULICHE NUT2UNG 
******************************** 

1. Art der baulichen Nutzung: 
HA - allgemeines Wohngebiet ( I 4 BauNVO ) 

2. Folgende Haustypen mit Wohnungen sind geplant: 

4 Gebäude mit I+D Geschoßen mit ca. 4 Wohnungen 
23 Gebäude mit II Geschoßen mit ca. 25 Wohnungen 

1 Gebäude mit II + D 6eschoßen mit ca. 36 Wohnungen 
50 ßebäude mit II+D 6eschoßen mit ca. 50 Wohnungen 

gesatt ca. 115 Wohnungen 

Garagen: ca. 80 
PKW- Stellplätze: ca. 22 
Tiefgaragen- Stellplätze: ca. 40 

3. Es ist damit zu rechnen, daß das Gebiet innerhalb von 6 Jahren 
ab Inkrafttreten des Bebauungsplanes bebaut wird. 
Dann werden ca. 340 Einwohner mit ca. 50 vorschulpflichtigen 

Kindern in dem Gebiet wohnen. 

4. FLÄCHEN2USAMHENSTELLUNG IN ha (circa) 

4.1 Netto- Wohnbauland 3, 767 ha 
(Gesamtfi. aller WohnbaugrundstGcke) 

4.2 Verkehrsflächen 

4.2.1 Wohnstraßen 0, 307 ha 
4.2.2 Wohnwege (Privatstraße) 0, 409 ha 
4.2.3 Stellplätze 0, 033 ha 
4.2.4 ßehwege 0« 056 ha 

Brutto- Wohnbauland gesamt 4, 572 ha 
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Grün- und Freiflächen 

4.3.1 Straßenbegleitgrün, 
öffentl. Grünfläche 

4.3.2 Fläche für Lärsschutzwal1 

Brutto- Wohnbaufläche gesait 

0, 260 ha 

0, 228 ha 

5, 060 ha 

4.4 Von der Brutto- Wohnbauflache entfallen demnach auf 

Brutto- Wohnbauland * 
örtl. Grün- und Freiflächen 10 I 

100 X 

4.5 Vo« Brutto- Wohnbauland 

Netto- Wohnbauland 
Verkehrsflächen für die 
innere Erschließung 
(■it privaten Wohnwegen) 

4.6 Es ergibt sich eine 

Brutto-Wohnungsdichte von 

Netto- Wohnungsdichte von 

entfallen auf 

82 X 
18 X 

100 X 

25 Wohnungen 
je ha. Brutto-Wohnbauland 

30 Wohnungen 
je ha. Netto-Wohnbauland 

KOSTEHSCHSTZUNG - ERSCHLIESSUNG (Brutto) 

*********************************************** 

GRUNDERHERß für Straßen und öffentliche Plätze 

1.1 Hohnstrassen 3 000 .2 a DH 90.- DH 

4,75 ■ breit 

1.2 Eigentü»erwege »it geseinschaftl. Hülsaeeelplatz 

1.3 Stellplätze 300 .2 a DH 90.- DH 

1.« Gehwege *00 »2 • »" 90'- DH 

1.5 öffentl. Grünfl. 2 600 »2 * DH 90.- DH 
st.raßenbealeitgrün 

2 300 ■2 a DH 90.- Dh 

5 700 »2 a DH 90.- DH 

270 000.- 

pr ivat 

27 000.- 

54 000.- 

234 000.- 

207 000.-. 

792 000.- 

1.6 Lärischutzwall 
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2. FAHRBAHNEN, 6EHWE6E, STELLPLÄT2E (Herstellung) 

2.1 Wohnstraßen 3 000 «2 a DH HO.“ 

2.2 Stellplätze 300 «2 a DH 150.- 

2.3 Gehwege 600 «2 a DH 80.- 

2.4 Eigentüaerwege (privat) 

2.5 Strassenentwässerung 550 1 f■ a DH 100.- 

3. GRÜNFLÄCHEN 

3.1 Straßenbegleitgrün, 2 600 a2 
öffentl. Grünflächen 

3.2 Läraschutzwall 

4. STRASSENBELEUCHTUNG 

Einheiten 

2 300 «2 

a DH 80 

a DH 120 

DH 420 000.- 

DH 45 000.- 

DM 48 000.- 

DH 55 000.- 

DH 568 000.- 

DH 208 000.- 

DM 276 000.- 

DH 484 000.- 

26 Stk a DH 2 500.- DM 65 000.- 

5. S0NSTI6E KOSTEN 

5.1 Architekt 

5.2 Projektierung Straße / Kanal 

5.3 Notar-, Veruessungs-, 6rundbuchgebühren 

DH 30 000.- 

DM 20 000.- 

DH 60 000.- 

DM 110 000.- 

HERSTELLUNGSKOSTEN GESAHT DM 2 295 000.- 

abzüglich Erschließungsbeiträge 90 X aus 1-4 DH 1 966 000.- 
100 X aus 5 DH 110 000.- 

soait voraussichtliche Kosten für die Stadt 

Die jährlichen Unterhaltskosten werden geschätzt ait 

DH 219 000.- 

DM 12 000'.- 
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E. WEITERE ERLÄUTERUNG 
************************ 

Die Bebauung ist als 
Das Gelände ist bis au 
unbebaut. 

1. PLANUN6 
*********** 

"allgeaeines Wohngebiet" geplant. 
uf das abzubrechende 6ebäude auf der Flur Nr. 464/7 

Osten 
Das ebene 6elände stellt ein unregelmäßiges Vieleck dar. 
Das Baugebiet wird im Norden von gemischt genutzter Bebauung, ii 
und im Süden von zwei landwirtschaftlichen Gebäuden begrenzt. 

Es ist eine Bebauung mit Reihenhäusern, Doppelhäusern und freistehenden 

Dabei*!^6vorgesehen!”^‘direkt an den Wohnstraßen liegenden Grund- 

stücke mit Einzel- oder Doppelhäusern zu bebauen, wahrend für die 
tiefen Grundstücke eine Reihenhausbebauung mit eigener Erschließung 

geplant ist. 

Die Reihenhausbebauung ist ii Schwerpunkt des Baugebietes geplant. 
Senkrecht tur Neu.arkter Str. angelegt, verläuft sie teilweise unter¬ 
brochen und »it abknickender Anordnung bis lur Erschließungsstraße und 
bildet zur bestehenden Bebauung an der Buchnerstr. Ruckrat und Abschluß. 

Die Geschlossenheit des Baugebietes wird durch die einheitliche, 
leicht verschwenkte Richtung der Reihenhausbebauung erreicht. 

Einheitlich ist die Festlegung der Dachform mit Satteldächern. Durch 
die Begrenzung auf eine Nutiung von .... E ♦ 1 ♦ » wird ein unruhiges 

Erscheinungsbild vermieden. 

Als einzige Abweichung von der einheitlichen Baufor. wird der Baukörper 
an der Büchner Str. akzeptiert, der sich jedoch hinsichtlich seiner 
Größe und Ausforeung der bereits bestehenden Bebauung einordnen euB. 

Die geplanten Wohnungen der Reihenhäuser sollen bei nor.aler A““t;=t.t^9 
und einfachen Konstruktionssysteaen durch vorbildliche Grundrlßgestal. 
ung einen hohen Wohnwert erhalten. Jede Wohneinheit erhalt einen eigenen 

Garten. 

Durch die Festsetzung von Gestaltungsrichtlinien und'über die Zulässig¬ 
keit von Nebengebäuden soll ein einheitliches Erscheinungsbild erreicht 
Werden, ohne daß jede, einzelnen Bauherren die Möglichkeit zur Zerwirk- 
lichung von eigenen Gestaltungswünschen genossen werden soll. 

Vorgesehen sind 50 Wohneinheiten in Reihenhäusern, 22 Wohneinheiten in 
Einfamilienhäusern, 6 «ohneinheiten in Doppelhäusern und ca. 36 Wohn¬ 

einheiten in der Wohnanlage an der Büchner Str. 

A. Schnittpunkt der beiden Wohnstraßen, etwa i. Geländeschwerpunkt, 

wird die verbleibende Fläche parkartig gestaltet. 
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2. GR0NORDNUNG 
*************** 

Den Rahsen für das ßaugebiet bildet eine vorhandene Wohnbebauung ait 
bestehender Eingrünung ia Norden, sowie 1andwirtschaftliche Flächen 
ait Betr iebsgebäuden ia Osten und Süden. 
Begleitende Bepflanzung an’den Wohnstraßen, sowie als Abcchiraung auf 
dea Läraschutzwa 11 zur Neuaarkter Str. und zua landwirtschaftlichen 
Betriebsgeblude ia Osten sollen die erforder1ichen Anschlüsse her¬ 
steilen. Der Anschluß an der Neuaarkter Str. rückt stark ins Blick¬ 
feld und wird durch eine verstärkte Bepflanzung betont. 

Ia Innenbereich bildet die begleitende Bepflanzung an den Straßen das 
verbindende Eieaent und leitet in die Hausgärten über. 
Die Einfahrten in die Wohnwege der Reihenhausbebauung werden betont. 
Gleichzeitig stellt die bewußte Bepflanzung an den Parkstreifen der 
Wohnstraßen eine optische Verkleinerung des Straßenrauaes dar. 

Kleinkronige ßäuae und differenziert aufgebaute, locker wachsende Hecken 
uarahaen den zentralen Bereich und wirken auch in das kleinforaatige 

private Grün hinein. 

Die Oberfläche der Eigentüaerwege werden ait Pflaster und versickerungs¬ 

freundlichen Oberflächen gestaltet. 

Kinderspielplätze sind ausreichend in unaittelbarer Nähe des Baugebietes 
angelegt (Wilhela- Päzsold- Straße und Harter- / Büchnerstraße) 
Ein Kleinkinderspielplatz wird in der öffentlichen Grünfläche errichtet. 

Ein grünordnerischer Detailplan wird durch ein Landschaftsplanungsbüro 

erstellt. 

3. SCHALLSCHUTZ 
***************** 

Entlang der Neuaarkter Str. ist zur Einhaltung des Planungsrichtpegels 
ein Läraschutzwall ait Begrünung auf eine« ca. 15 a breiten Grundstucks¬ 
streifen, ca. 3.5 a über OK Neuaarkter Str. einschl. 1.2 a Scahllschutz- 

Die^Stellung der Reihenhausbebauung senkrecht zur Neuaarkter Str. 
trägt der bestehenden Situation Rechnung. 
Die bauliche Schallschutzuaßnanae wird über die Grenze des ßaugebietes 
hinaus, in Privatinitiative bis zua landwirtschaftlichen Anwesen weiter¬ 

geführt. 

Der Besitzer der Fl. Nr 413 äußerte den Wunsch den Läraschutzwall ent¬ 
lang der Neuaarkter Straße fortzuführen. (Zeichnerische Darstellung 

außerhalb des Geltungsbereiches.) 
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4. VERrEHR 
************* 

Von der Hößlinger-, Büchner-, und Neuaarkter Str. fuhrt eine Straßen¬ 
anbindung in das ßauglände und teilt die dabei entstehenden Flächen 
in unterschiedlich tiefe Grundstücke ait Einfaailien- bzw. Reihenhaus¬ 
bebauung. Für die Einfahrten wird eine Aufpflasterung vorgeschlagen. 

Die Wohnstraßen wurden verkehrsberuhigt angelegt, wobei die gerade 
Streckenführung durch wechselseitige Einschnürungen (Parkstreifen) 
gegliedert wird. Die von den Wohnstraßen ausgehenden Eigentuaerwege 
dienen der Erschließung der Reihenhäuser. 

Der private Stellplatznachweis erfolgt ait den Einzelgaragen bei 
jeder Wohneinheit. 
Stellplätze für Besucher sind in Längsparkbuchten bzw. Senkrecht¬ 
parker an den Wohnstraßen ausgewiesen. 

Die Reihenhausbebauung sieht keine Abstellaöglichkeit vor den Garagen 
vor, soait ist der Parkraua zwischen den Garageneinfahrten längs der 
Zufahrten erforder1 ich. Daraus ergibt sich die Zufahrtsbreite der 
Eigentuaerwege. 

5. VER- UND ENTSORGUNG 
************************* 

WASSERVERSORGUNG 

Die vorhandenen Leitungen in der Hößünger- und Äußeren Neuaarkter Str. 
haben ausreichende Querschnitte und können für die Versorgung des 
Plangebietes herangezogen werden. 

STR0HVERS0RGUN6 

Die Versorgung des Plangebietes erfolgt durch das Netz der Stadtwerke. 
Der Platz für eine Trafostation wird ia Grünbereich ausgewiesen. 

6ASVERS0R6UN6 

Wenn das 6asversorgungsunternehaen eine Erschließung des laugebietes 
plant, sollte aus uaweltschützerischen Gründen ein Anschlußzwang 
festgesetzt werden. 

ENTSORGUNG 

In Ost-West-Richtung ist die Verlegung eines Hauptsaaalers ia Straßen¬ 
bereich geplant. Ober diesen Kanal wird das Baugebiet an die 
biologische Kläranlage der Stadt Mühldorf angeschlossen. 

Mühldorf, 18.07.90 
geändert: 20.09.90 
geändert: 11.10.90 

Planverfasser: 
Klaus Seidel 
Hünchener Str. 77 

geändert: *19.11.92 8260 Kühldorf 
geändert: 25.03.93 

geändert: 22.07.93 

geändert: 12.04.94 

geändert: 05.07.94 

geändert: 04.04.95 

Planfassung v. 05.09.95 

A Änd. lt. Bescheid des LRA vom L 8.11.91 und 27.01.96 



Verfahrensvermerke 

Aufstellung des Bebauungsplanes 
zwischen Büchner,- Lorenz-Strobl- und 

Äußere Neumarkter Straße 

1. Die vorgezogene Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
wurde bis zum 20.08.90 durchgeführt. 

2. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB wurde bis zum 04.09.90 durchgeführt 

3. Die wiederholte öffentliche Auslegung wurde in der Zeit 
vom 29.05.91-13.06.91 durchgeführt. Die Träger öffentlicher 
Belange wurden bis zum 19.06.91 beteiligt. 
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4. Der Bebauungsplan wurde mit Beschluß des Stadtrates vom 
11.07.91 Nr. 179 i.d.F. v. 11.10.90 als Satzung beschlossen 

Der Bebauungsplan i.d.F. v. 11.10.90 wurde mit Bescheid des 
Landratsamtes vom 28.11.91 Az. 61-610/2 Sg. 35/4 mit Auf¬ 
lagen genehmigt. 

Inn Z 5,. 06, 9b 

/S 
•to’ «1 
% Si4g§Ö Erich Rambold 

Landrat 

Die vorgezogene Bürgerbeteiligung wurde vom 29.12.92-01.02.93 
durchgeführt. Die Träger öffentlicher Belange wurden bis zum 
02.02.93 beteiligt. 

7. Die öffentliche Auslegung wurde vom 10.05.93- 11.06.93 durch¬ 
geführt. Die Träger öffentlicher Belange wurden bis zum 
14.05.93 beteiligt. 

Mühldorf_a. Inn, 06.03.96 

V 
\ 

Cf 

d Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 



3 

8. Die wiederholte öffentliche Auslegung wurde in der Zeit 
vom 13.09.1993 - 14.10.1993 durchgeführt. Die Träger 
öffentlicher Belange wurden bis zum 18.10.1993 betei¬ 
ligt . 

9. Die wiederholte öffentliche Auslegung wurde in der Zeit 
vom 14.12.1994 - 16.01.1995 durchgeführt. Die Träger 
öffentlicher Belange wurden im gleichen Zeitraum betei¬ 
ligt . 

10. Satzung 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluß des Stadtra¬ 
tes vom 23.02.1995 den Bebauungsplan i.d.F. vom 
05.07.1994 gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 

Mühldorf a. Inn, 06.03.1996 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 
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11. Der Bebauungsplan wurde in der Zeit vom 29.05.1995 - 
30.06.1995 öffentlich ausgelegt. Die Träger.öffentli 
eher Belange wurden bis zum 04.07.1995 beteiligt. 

12. Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluß des Stadtra¬ 
tes vom 28.09.1995 Nr. 188 den Bebauungsplan i.d.F. vom 
05.09.1995 als Satzung beschlossen. 

13. Genehmigungsverfahren 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn hat den Bebauungsplan 
mit Bescheid vom 22.01.1996 Nr. 61-610/2 Sg. 35/4 st 
mit den Auflagen des Bescheides vom 28.11.1991 Az. 
61-610/2 Sg. 35/4 me in der Fassung vom 05.09.1995 
genehmigt. 
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14. Bekanntmachung: 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat am 14.02.1996 die Ge¬ 
nehmigung des Bebauungsplanes ortsüblich bekanntge¬ 
macht. 

Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 27.01.1996 
wird ab dem 15.02.1996 zu jedermanns Einsicht im 
Stadtbauamt Mühldorf a. Inn, Huterergasse 2, Zimmer N 
101, 1.Stock bereitgehalten und über den Inhalt während 
der allgemeinen Dienstzeiten auf Verlangen Auskunft 
gegeben. 

Der Bebauungsplan ist gern. § 12 BauGB rechtsverbind¬ 
lich . 


